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daß er, ohne dazu verfassungsrechtlich verpflichtet zu sein, 
am 9. Mai 1988 seinen Rücktritt als Premierminister erklärte.

Der Charakter des Regierungssystems

Mit der Aufteilung der Kompetenzen im Regierungssystem 
nach der französischen Verfassung von 1958 war das im 
Frankreich der 80er Jahre und besonders auch nach dem
8. Mai 1988 offenbar werdende Spannungsverhältnis zwi­
schen Präsident und Premierminister sowie zwischen Präsi­
dialgewalt und Parlamentsmehrheit vorprogrammiert. Zwar 
räumt die Verfassung einerseits dem Präsidenten wesentliche 
Aufgabenbereiche im Regierungssystem ein, indem sie ihm 
den Vorsitz im Ministerrat überträgt. Andererseits legt sie 
aber auch fest, daß die Regierung — und nicht der Präsident — 
die Politik der Nation bestimmt und leitet (Art. 20) und daß 
der Premierminister die Tätigkeit der Regierung leitet und 
für die Ausführung der Gesetze sorgt (Art. 21). Man spricht 
oft von einer „janusköpfigen Exekutive“.

Bedeutsam für die Funktionsweise des französischen Re­
gierungssystems ist, daß es — wie französische Politikwissen­
schaftler formulieren — weder ein parlamentarisches noch 
ein prädidielles Regime ist („ni regime parlementaire, ni 
regime presidentiel“).9 10 11 Es wird deshalb häufig als „semiprä- 
sidielles System“ bezeichnet.*0 Wie in einem Präsidialsystem 
setzt der Präsident ohne vorherige Koalitionsverhandlungen 
oder Konsultationen mit den Parlamentsfraktionen den Pre­
mierminister ein. Wie in einem parlamentarischen System 
ist die Regierung der Nationalversammlung verantwortlich 
(Art. 20) und kann von dieser gestürzt werden (Art. 49 und 
50). Wenn Präsidialgewalt und Parlamentsmehrheit ausein­
anderfallen, kommt dieser dualistische Charakter des franzö­
sischen Regierungssystems offen zum Ausdruck. So entstand 
die „Cohabitation“, eine Art „Doppelherrschaft“ eines Prä­
sidenten der Sozialistischen Partei mit einem Premiermini­
ster, der sich auf die bürgerlichen Parteien RPR und UDF 
und ihre Mehrheit in der Nationalversammlung stützen 
konnte. Dabei hatte die von Chirac geführte Regierung im 
Regierungssystem eindeutig die dominierende Stellung inne.

Präsident Mitterrands Wege zur Schaffung einer Regierung 
seines politischen Zuschnitts

Mitterrand stand nach seiner Wiederwahl vor dem Problem, 
wie er — gestützt auf den zweithöchsten Stimmenanteil, den 
ein Präsident der V. Republik je erhalten hatte — sein Ge­
wicht im Regierungssystem erhöhen und die Cohabitation 
beenden könnte, um die von ihm vertretenen politischen 
Ziele trotz einer Mehrheit der bürgerlichen Parteien in der 
Nationalversammlung durchzusetzen. Nach der Verfassung 
konnte er auf drei Wegen zum Ziel gelangen:

Erstens wäre es möglich gewesen, daß sich der Präsident 
auf einen Premierminister stützt, der lediglich eine Minder­
heitsregierung bildet. Indem er permanent mit der Parla­
mentsauflösung im Falle eines erfolgreichen Mißtrauensvo­
tums der Nationalversammlung droht, erzwingt er die par­
lamentarische Duldung dieser Minderheitsregierung. Mitter­
rand schloß von vornherein eine solche Möglichkeit aus.

Zweitens bestand die Möglichkeit, daß der von Mitterand 
ernannte Premierminister so viele Abgeordnete der bürger­
lichen Parteien hinter sich hat, daß diese zusammen mit den 
Abgeordneten seiner eigenen Partei über eine Mehrheit in 
der Nationalversammlung verfügen und demzufolge ein Ta­
delsantrag gegen den Premierminister keine Mehrheit in der 
Nationalversammlung findet. Dieser Weg wurde zunächst 
von Mitterrand beschritten. Er erwies sich jedoch vor den 
Parlamentswahlen als zu unsicher, da sich keine namhaften 
Politiker des liberalen Zentrums (aus der UDF) bereitfanden, 
in die sozialistisch geführte Regierung unter Michel Rocard 
einzutreten.1!

Drittens gab es die Möglichkeit, daß der Präsident die Na­
tionalversammlung auflöst und Neuwahlen ansetzt (Art. 12). 
Voraussetzung dafür ist lediglich eine „Beratung“ mit dem 
Premierminister und den Präsidenten der Nationalversamm­
lung und des Senats.

Mit der Begründung, Rocard habe ihm mitgeteilt, es sei 
nicht gelungen, „die solide und stabile Parlamentsmehrheit 
zu vereinen, die jede Regierung benötigt“12, unterschrieb 
Mitterrand am 14. Mai 1988 das Dekret über die Auflösung 
der Nationalversammlung. Die Neuwahlen brachten — bei 
einem Stimmenanteil von 37,4 Prozent im ersten Wahlgang — 
der Sozialistischen Partei 48 Prozent der Mandate. Das neue 
Wahlgesetz, das gegen den Widerstand der sozialistischen 
und kommunistischen Abgeordneten am 22. und 24. Oktober

1986 von der Nationalversammlung bzw. vom Senat verab­
schiedet worden war, verschaffte so zwar der Partei Mitter­
rands eine überproportionale Vertretung, jedoch nicht die ab­
solute Mehrheit. Mitterrand steht damit erneut vor dem Pro­
blem, wie er mit einer parlamentarischen Minderheit seiner 
Partei dennoch eine regierungsfähige Mehrheit zusammenbe­
kommt. Zwei Dinge sind allerdings anders als vor den Wah­
len zur Nationalversammlung: Zum einen verfügen Sozia­
listen und Kommunisten in der Nationalversammlung über 
eine eindeutige parlamentarische Mehrheit. Zum anderen ist 
das Recht des Präsidenten zur Parlamentsauflösung nunmehr 
beschränkt, denn in dem auf die Wahl folgenden Jahr darf 
keine erneute Auflösung der Nationalversammlung erfolgen 
(Art. 12).

Wiedereinführung des Mehrheitswahlrechts

Die Initiatoren der V. Republik sahen 1958 in der Beseitigung 
des zuvor geltenden Verhältniswahlrechts und der Einfüh­
rung des absoluten Mehrheitswahlrechts ein wichtiges Mittel, 
um dem angeblichen „Regime der Parteien“ in der IV. Re­
publik ein Ende zu setzen.13 14 15 Der einstige Führer der Sozia­
listischen Partei, Jean Jaures, hatte schon zu Beginn dieses 
Jahrhunderts das absolute Mehrheitswahlrecht als ein „Wahl­
recht von Dieben“1,1 charakterisiert. Bei den ersten Wahlen 
zur Nationalversammlung in der V. Republik am 23. Novem­
ber 1958 (erster Wahlgang) bekam die FKP, die damals 
18,9 Prozent der Stimmen erhielt, lediglich 2,2 Prozent der 
Mandate, die damalige sozialistische Partei SFIO mit 15,4 Pro­
zent der Stimmen 8,6 Prozent der Mandate, hingegen das Bünd­
nis von Gaullisten und Konservativen bei einem Stimmenan­
teil von 37,6 Prozent rund 69 Prozent der Abgeordnetensitze.

Wenn es auch im Zuge der gegenseitigen Unterstützung 
den Linksparteien gelang, die antidemokratischen Wirkungen 
des absoluten Mehrheitswahlrechts abzuschwächen, so blieb 
doch die Wiedereinführung des Verhältniswahlsystems ein 
zentraler Punkt ihrer Programmatik. Auch das 110 Punkte 
umfassende Wahlprogramm Mitterrands vom Jahre 1981 ver­
langte in Punkt 47: „Die proportionale Vertretung wird für 
die Wahlen zur Nationalversammlung eingeführt.“ Es dauerte 
dann allerdings etwa vier Jahre, bis ein verändertes Wahl­
gesetz13 in Kraft trat, das für die Parlamentswahlen 1986 
Geltung erlangte. An Stelle von 491 Abgeordneten wurden 
danach 577 Abgeordnete gewählt. Eine proportionale Vertre­
tung der Parteien in der Nationalversammlung brachte die­
ses Gesetz jedoch nicht, denn zahlreiche Detailregelungen 
sorgten dafür, daß viele Stimmen unter den Tisch fielen. Die 
Departements, die als Wahlkreise (für 2 bis 24 Abgeordnete) 
fungierten, waren zum Teil so klein, daß in ihnen nur we­
nige Mandate vergeben wurden. Eine Verrechnung der Stim­
men, die Ohne Mandat blieben, erfolgte nicht. In den größe­
ren Wahlkreisen galt außerdem die Sperrklausel, wonach 
Parteien, auf die weniger als 5 Prozent der Wählerstimmen 
entfielen, keinen Sitz im Parlament erhielten.

Die unter dem Motto „Das Mehrheitswahlrecht ist das 
Fundament der V. Republik“16 betriebene Wiedereinführung 
des Mehrheitswahlrechts mit zwei Wahlgängen war dennoch 
ein deutlicher Rückschritt, dabei aber keine einfache Rück­
kehr zu der vorher bestehenden Situation. Das von dem gaul­
listischen Innenminister ausgearbeitete Wahlgesetz privile­
gierte nämlich gezielt die Parteigruppierung RPR-UDF, aber 
auch im besonderen Maße die PS. Eine raffinierte Wahlkreis­
geometrie benachteiligte allein die FKP: „Die Städte wurden 
so in Stücke geteilt, daß Mehrheiten nach Maß für die Rechte
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